




















Ihr gutes Recht 
 

Ein paar Worte 
zum Urheberrecht 

Darüber hinaus eint sie, dass sie ei-
ne Rechnung einer Anwaltskanz-
lei mit einem Forderungsbe-

scheid über die Zahlung von rund 500 
Euro erhalten haben. 
 
Die Nutzung fremder Bilder ohne Er-
laubnis ist eine Urheberrechtsverlet-
zung. 
 
Unabhängig von der Quelle des frem-
den Bildes (Internet, Social-Media-Kanä-
le…) ist die Nutzung fremder Bilder an 
die Zustimmung des Urhebers gebun-
den. Eine bloße Quellenangabe reicht 
nicht aus. 
 
Verwendet man fremde Bilder dennoch, 
so drohen Abmahnungen, Schadens- 
ersatzforderungen und Unterlassungs- 
erklärungen. Jedes Foto oder Bild ist als 
Lichtbild (§ 72 UrhG) geschützt. 

Es gibt inzwischen eine Reihe Anwalts-
kanzleien, die es sich zur Aufgabe ge-
macht haben, mit Hilfe KI-basierter 
Such-Algorithmen Urheberrechts-Ver-
stöße aufzufinden und entsprechenden 
Schadenersatz für den Urheber zu for-
dern. 
 
Die Forderungshöhe ist abhängig von 
der Länge und der Art der Nutzung des 
fremden Bildes. Eine Schadensersatzfor-
derung in Höhe von rund 500 Euro war 
noch überschaubar. 
 
Bei dieser Summe macht es wenig Sinn, 
einen Vergleich mit anwaltlicher Hilfe 
anzustreben oder anwaltlich gegen die 
Forderung vorzugehen. Die Anwaltskos-
ten würden um ein Mehrfaches den 
möglichen Nutzen überschreiten, wenn 
die Vorwürfe gerechtfertigt sind. 

Bleiben zum Schluss 
noch einige Tipps: 

 
1.  Nutzen Sie für rechtssichere 

Veröffentlichungen nur eigene 
Bilder, lizenzfreie Bilder oder 
holen Sie sich vor der Veröf-
fentlichung eine schriftliche 
Erlaubnis des Urhebers für 
eine Nutzung des Bildes ein. 

 
2.  Beachten Sie bei Verwendung 

von Bildern mit Personen, die 
über das bloße ‘Beiwerk’ hi-
nausgehen, dass Sie die Er-
laubnis der Betroffenen einho-
len bzw. nutzen Sie entspre-
chende Tools zur Unkenntlich-
machung oder Löschung von 
Personen. 

 
3.  Kontrollieren Sie regelmäßig 

den Verlauf Ihrer Aktivitäten 
und bereinigen Sie Ihre 
Accounts – auch von ‘alten 
Bildern’.  

Heiko Krüger 
Rechtsschutzbeauftragter im TPhV
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Was haben ein kleiner Sportverein auf Facebook und 
eine Lehrerin mit Instagram Account gemeinsam? 
Im ersten Moment nicht viel … außer, sie bedienen 
sich des Internets, um sich bekannt zu machen, 
up to date zu sein. 
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Beamtenstatus sichert Demokratie  

DPhV fordert Dienstherren zur konsequenten 
Umsetzung ihrer Fürsorgepflicht auf 

Zur 7. Bildungsministerkon-
ferenz begrüßt der Deutsche 
Philologenverband (DPhV) 
ausdrücklich, dass die klare 
Mehrheit der Bildungsminis-
terinnen und -minister zur 

Verbeamtung von Lehrkräften steht. 
 

Für den DPhV ist dies keine Frage des Komforts, 
sondern eine Frage der Funktionsfähigkeit unserer 
Demokratie – gerade in Zeiten, in denen Extremis-
ten offen an der Schulpflicht rütteln wollen. Bundes-
vorsitzende Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing: »Wer 
Schule destabilisiert, destabilisiert unsere Gesell-
schaft. Der Beamtenstatus ist ein Schutzschild für 
Lehrkräfte und damit für unsere Kinder und unsere 
Zukunft.«  

Das gerade veröffentlichte Deutsche Schulbaro-
meter macht es unübersehbar: Ein Viertel aller 
Schülerinnen und Schüler ist psychisch belastet. 
Und auch den Lehrkräften geht es nicht gut: Fast 
ein Drittel ist regelmäßig erschöpft, wie das voran-
gegangene Schulbarometer aufzeigte. Ein riesiges 
Alarmzeichen! Doch es wurde auch klar:  Die Bezie-
hung zwischen Lehrkraft und Kind ist der entschei-
dende Faktor für schulisches Wohlbefinden, schuli-
schen Erfolg und somit aktive Teilhabe. Doch wer 
dauerhaft überfordert wird, wer um seinen Arbeits-
platz bangen muss, muss mit einem belastenden 
Rucksack versuchen, tragfähige Beziehungen auf-
zubauen und für guten Unterricht zu sorgen. 

Für den DPhV liegt hier der Schlüssel: Auf einer 
gesunden menschlichen Beziehung fußen Lernen 
und Bildung, und auf Bildung fußt unsere Demokra-
tie. Gesicherte, verbeamtete Lehrkräfte sind des-
halb keine Kostenfrage – sie sind eine Investition in 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Und es 
braucht noch mehr als die Sicherung des Beamten-
status! Der DPhV appelliert daher mit Nachdruck 
an die Dienstherren der Lehrkräfte: Handeln Sie – 
jetzt! Setzen Sie ihre Fürsorgepflicht konsequent 
und professionell um! Konkret erwarten wir: 
   Präventivmedizinische Betreuung nicht als Kür, 

sondern als Pflicht: Gesundheitliche Gefährdun-
gen müssen systematisch erfasst, individuelle 
Gesundheitsberatung für jede Lehrkraft ange-
boten werden. 

   Kein Wegschauen bei psychischen Beschwerden 
bei Lehrkräften: Die Gefährdungsbeurteilung psy-
chischer Belastungen nach § 5 Abs. 3 ArbSchG ist 
seit 2013 gesetzlich verpflichtend – also Dienst-
aufgabe für die Dienstherren unserer Lehrkräfte. 
Erprobte, wissenschaftlich fundierte Instrumente 
existieren längst. Es gibt keine Ausrede mehr: Sie 
müssen flächendeckend eingesetzt werden. 

   Deputat senken – sofort: Jahrzehntelang wurde 
die Unterrichtsverpflichtung erhöht, die Belas-
tung ignoriert. Das muss ein Ende haben. Lehr-
kräfte brauchen keine Lippenbekenntnisse, son-
dern echte, spürbare Entlastung. 

   Bürokratie ist kein Lehrauftrag: Lehrkräfte wur-
den ausgebildet, um zu unterrichten – nicht um 
Formulare zu verwalten. Konsequenter Bürokra-
tierückbau ist überfällig. 

   Erfahrung darf keine Sackgasse sein: Attraktive 
Altersteilzeit- und Sabbatjahr-Modelle sowie die 
Abschaffung der Höchstgrenze für Zuverdienst 
nach Erreichen der Altersgrenze sind keine 
Wohltaten – sie sind kluge Bildungspolitik, um 
erfahrene Lehrkräfte im System zu halten. 

»Der Beamtenstatus und die Schulpflicht bilden 
gemeinsam das institutionelle Rückgrat unserer 
demokratischen Gesellschaft. Eine Bildungspflicht 
ohne Schulpflicht wäre eine Einladung an alle, die 
den Staat aus der Sozialisation von Kindern heraus-
halten wollen – und diese Einladung dürfen wir nie-
mals aussprechen«, so Lin-Klitzing. Denn die Konse-
quenzen wären fatal: Ohne Unterricht von staatlich 
ausgebildeten Lehrkräften, ohne gemeinsamen 
Schulrahmen entstehen parallele Bildungswelten 
nach religiösen, politischen oder ethnischen Krite-
rien – Echokammern, in denen Radikalisierung eine 
Folge sein kann. Schule ist im Rahmen ihres staat-
lich verantworteten Erziehungs- und Bildungsauf-
trags unsere wichtigste gesellschaftliche Frühwarn-
instanz – auch für Kindeswohlgefährdung, für psy-
chische Krisen, für beginnende Radikalisierung. Fällt 
der tägliche Schulkontakt weg, verlieren Jugendäm-
ter und Behörden einen entscheidenden Zugang zu 
gefährdeten Kindern. »Wir brauchen das Berufs- 
beamtentum für Lehrkräfte und die Schulpflicht – 
als tragende Säulen für wissenschaftlich orientierte 
Bildungsqualität, Verlässlichkeit, Stabilität, für den 
Schutz und die gute Entwicklung unserer Kinder 
und unserer Gesellschaft.«

Pressemitteilung 
des DPhV vom 

26. 
März
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Chancenmonitor 2026:  

DPhV warnt vor weiterer Benachteiligung von Kindern 
mit niedrigem sozioökonomischem Hintergrund 
und fordert verbindliche Übergangsempfehlung 

für die weiterführenden Schulen 
Der aktuelle Chancenmonitor 
2026 des ifo Instituts und ‘Ein 
Herz für Kinder’ zeigt alarmierende 
Bildungsunterschiede nach sozialer 
Herkunft auf: Die Wahrscheinlich-
keit, ein Gymnasium zu besuchen, 
liege demnach für Kinder mit bil-

dungsfernen, einkommensschwachen Eltern bei 
16,9 Prozent, wogegen sie bei Kindern mit einkom-
mensstarken Eltern mit Abitur bei bis zu 80,3 Pro-
zent liege. Darüber hinaus liege die Wahrscheinlich-
keit des Gymnasialbesuchs bei Jungen mit 36,9 
Prozent niedriger als bei Mädchen mit 43,5 Pro-
zent. Der Deutsche Philologenverband (DPhV) sieht 
deutlichen politischen Handlungsbedarf für eine 
verbindliche Übergangsempfehlung von der Grund-
schule auf die weiterführenden Schularten, um end-
lich leistungsstarken Kindern unabhängig vom so-
zioökonomischen Status den Übergang auf das 
Gymnasium leistungsgerechter zu ermöglichen. 

Ohne verbindliche Übergangsempfehlung für 
die weiterführenden Schulen bleiben Kinder mit 
niedrigem sozioökonomischem Hintergrund be-
nachteiligt – selbst bei gleichen Leistungen und 
Noten. Das zeigte schon der Bildungsbericht 
‘Bildung in Deutschland 2024’, der offenlegte, 
dass bei der mehrheitlich unverbindlich geregelten 
Übergangsempfehlung in den deutschen Bundes-
ländern Eltern mit hohem sozioökonomischem 
Status ihre Kinder eher auf ein Gymnasium schick-
ten als Eltern mit niedrigem sozioökonomischem 
Status – bei gleicher Leistung und Noten ihrer 
Kinder. So ermöglichten Eltern mit niedrigem sozio-
ökonomischem Status nur 44 Prozent ihrer Kinder 
den Gymnasialbesuch, obwohl 51 Prozent eine 
Gymnasialempfehlung bekommen hatten. Hingegen 
ermöglichten Eltern mit hohem sozioökonomischen 
Status 58 Prozent ihrer Kinder den Besuch des 
Gymnasiums, bei denen 59 Prozent eine Gymnasial-
empfehlung bekommen hatten. 

»Ist der Elternwille für den Übergang allein ent-
scheidend, profitieren erfahrungsgemäß eher res-
sourcenstarke Familien. Ziel muss es jedoch sein, 
für jedes Kind die passgenaue Schulart zu finden, 
die zur Begabung und individuellen Lernentwicklung 

passt – um Überforderung und Unterforderung zu 
vermeiden. Es braucht also eine verbindliche Über-
gangsempfehlung für die weiterführenden Schulen, 
die den Elternwillen und zugleich die Leistungsfähig-
keit der Schülerinnen und Schüler berücksichtigt«, 
betont DPhV-Bundesvorsitzende Prof. Dr. Susanne 
Lin-Klitzing. 

Der Chancenmonitor unterstreicht des Weite-
ren die Notwendigkeit hochwertig ausgebildeter 
Lehrkräfte. Der DPhV kritisiert in diesem Zusam-
menhang deutlich, dass sich alle Bundesländer bis 
auf Bayern mit 24 Monaten und Hessen mit 21 
Monaten dazu entschieden haben, den Vorberei-
tungsdienst für angehende Lehrkräfte trotz stei-
gender Anforderungen erheblich zu kürzen, teils bis 
auf 12 Monate wie in Brandenburg. Zudem haben 
sich in der Kultusministerkonferenz jüngst Bil-
dungsminister- und Wissenschaftsministerkonfe-
renz voneinander getrennt, was den Einfluss der 
Bildungsminister auf die universitäre Lehrkräftebil-
dung beeinträchtigt. »Beides sind von den politisch 
Verantwortlichen selbst geschaffene strukturell-
problematische Bedingungen, die aus unserer Sicht 
einer qualitätvollen, professionsbezogenen Lehr-
kräftebildung eher entgegenstehen«, so Lin-Klitzing.

Pressemitteilung 
des TPhV vom 

28. 
April
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Diskussion um ‘Social-Media-Verbot’ allein reicht nicht:  

Tech-Konzerne wirksam regulieren und in Haftung 
nehmen, Medienbildung stärken 

DPhV fordert Schutz und Be-
fähigung von Kindern, klare 
Regeln sowie gesellschaftli-
che Reflexion der Erwachse-
nen über ihr Social-Media-
Verhalten. 

 
Der Deutsche Philologenverband (DPhV) spricht sich in der 
aktuellen Debatte um ein Social-Media-Verbot für klare Ju-
gendschutzmaßnahmen beim Umgang mit sozialen Medien 
aus. »Wir begrüßen die politische Diskussion um ein soge-
nanntes Social-Media-Verbot, aber das allein reicht nicht. 
Wenn wir Kinder und Jugendliche in einem besonders vul-
nerablen Entwicklungsabschnitt schützen wollen, bedarf es 
dringend einer konsequenten Regulierung sozialer Medien 
durch klare Altersbeschränkungen und die Inhaftungnah-
me der Plattformanbieter, wenn sie die Vorgaben nicht 
wirksam umsetzen. Gleichwohl darf die Erwachsenenwelt 
diese Diskussion nicht ohne die Stimme der Jugend füh-
ren!«, erklärt DPhV-Bundesvorsitzende Prof. Dr. Susanne 
Lin-Klitzing. »Aufmerksamkeit, Belohnungssysteme im Ge-
hirn und das psychische Wohlbefinden von Kindern sind in 
dieser Phase sensibel, während Plattformen auf maximale 
Bindung und Reizüberflutung ausgerichtet sind. Internatio-
nale Beispiele – etwa aus Australien und Frankreich – zei-
gen zwar den politischen Handlungswillen, garantieren je-
doch keine automatische Wirksamkeit. Deshalb ist Medien-
bildung und pädagogische Begleitung unverzichtbar, unab-
hängig von weiteren wünschenswerten politischen Maß-
nahmen«, so Lin-Klitzing. Eine ‘Jugendversion’ von 
Social-Media-Kanälen könnte eventuell ein Baustein sein – 
mit begrenzter Interaktion, deaktivierten Belohnungsme-
chanismen, ohne Werbung. 

»Eine kluge ‘Light-Version’ darf aber kein Feigenblatt sein! 
Es braucht endlich eine breite Diskussion über das vorgeleb-
te Verhalten von Erwachsenen im eigenen Umgang mit digi-
talen Endgeräten«, so die DPhV-Bundesvorsitzende. »Wir 
brauchen eine gesamtgesellschaftliche Bewegung der ‘klu-
gen digitalen Askese’, unterstützt von Freizeitangeboten für 
Kinder und Jugendliche, die so involvierend sind, dass das 
Smartphone in den Hintergrund tritt – sportlich, musika-
lisch, kulturell, interaktiv. Denn wer im Verein trainiert, im 
Gym an sich arbeitet oder mit der Band probt; wer beim 
Theaterprojekt mitwirkt, sich ehrenamtlich engagiert oder 
an einem Umweltprojekt beteiligt – der hängt nicht perma-
nent am Handy.« 

Der DPhV unterstützt daher ausdrücklich die von Bun-
desbildungsministerin Karin Prien eingesetzte Experten-
kommission. Lin-Klitzing: »Schutz und Befähigung müssen 
zusammen gedacht werden: Kinder und Jugendliche müs-
sen vor Dauer-Ablenkung, sozialem Druck und suchtähnli-

chem Nutzungsverhalten geschützt werden, brauchen zu-
gleich aber Lern- und Bildungserfahrungen für einen verant-
wortungsvollen Umgang mit digitalen Medien«. Dazu gehört 
neben einer verbindlichen Verankerung von Medienerzie-
hung in der Schule auch das Pflichtfach Informatik. Eine ge-
setzliche Altersbeschränkung für Social Media und der Ver-
zicht auf Privathandys in der Schule kann Schülerinnen und 
Schüler während des Unterrichts wirksam vor digitaler Dau-
erablenkung schützen und damit die Schule in ihrer Bil-
dungsaufgabe stärken. 

Der DPhV fordert zudem strukturelle Eingriffe in Platt-
formmechanismen. Lin-Klitzing: »Personalisierte Empfeh-
lungsalgorithmen fördern Abhängigkeit, verkürzen Aufmerk-
samkeitsspannen und begünstigen extreme Inhalte. Kinder 
dürfen digitalen Suchtspiralen nicht schutzlos ausgeliefert 
sein.« Eine Begrenzung oder Deaktivierung solcher Algorith-
men für Minderjährige ist ein wichtiger Schritt zur Stärkung 
digitaler Selbstbestimmung. Politische Entscheidungen dazu 
sollten jedoch unter Einbeziehung jugendlicher Peergroups, 
etwa von Schülervertretungen wie der Bundesschülerkonfe-
renz, getroffen werden. 

Mit Blick auf digitale Klassenchats warnt der Verband 
vor einem blinden Fleck in der Debatte. Lin-Klitzing: »Zwar 
machen Messenger-Apps wie WhatsApp nicht so abhängig 
wie der plattformgenerierte Social-Media-Konsum – und 
haben auch viele positive soziale Funktionen –, gleichwohl 
eröffnen sie Raum für Ausgrenzungen, Mobbing und damit 
psychische Belastungen, die hier in geschlossenen Chat-
gruppen entstehen und nicht auf der öffentlichen Bühne.« 
Diese digitalen Erfahrungen sind eng mit persönlichen 
Grundrechten verbunden. Mobbing im Klassenchat, Deep-
fakes oder ungefragte Bild- oder Tonaufnahmen berühren 
Fragen von Meinungsfreiheit, der Würde des Menschen 
und Verantwortung. Stille Überwachung durch Lehrkräfte 
als Moderierende widerspricht der DSGVO, da personenbe-
zogene Daten ohne Rechtsgrundlage verarbeitet würden – 
viele Länder verbieten dies. Auch eine gesetzliche Pflicht zu 
erwachsenen Moderierenden in Chatgruppen stößt recht-
lich an Grenzen, weil Messenger-Gruppen wie bei What-
sApp von privaten Nutzern selbst angelegt und verwaltet 
werden – ohne dass ein Betreiber verpflichtet werden 
könnte, eine Moderation in privater Kommunikation sicher-
zustellen. 

»Dies zeigt aus unserer Sicht auf, dass umfassende Me-
dienerziehung und -bildung durch das Elternhaus, die Peer-
group, die Schule unverzichtbar sind. Unser gemeinsamer 
Auftrag ist die Ermöglichung von Bildung zur Mündigkeit der 
nachwachsenden Generationen – nicht aber die totale digi-
tale Durchdringung oder Kontrolle des (Schul-)Alltags. Umso 
notwendiger ist eine reflektierte gesamtgesellschaftliche 
Debatte zum Umgang mit digitaler Kommunikation auch in 
der Erwachsenenwelt,« mahnt Lin-Klitzing.

Pressemitteilung 
des DPhV vom 

25. 
März
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Präventionsmaßnahmen zum Kinder- und Jugendschutz 
in der digitalen Welt ‘unterbeforscht’ 

Digitale Kompetenzen in 
Deutschland laut Experten-
kommission vom Zufall ab-
hängig/DPhV fordert scho-
nungslose Analyse und struk-
turierten Aufbau von vernetz-

ten Maßnahmen für Medienbildung. 
 
Die aktuelle Bestandsaufnahme der unabhängigen Exper-
tenkommission ‘Kinder- und Jugendschutz in der digita-
len Welt’ macht grundlegende Defizite beim Kinder- und 
Jugendschutz sichtbar und stellt fest, dass die Wirksam-
keit von Präventionsmaßnahmen gegen problematisches 
Internetverhalten bislang unzureichend erforscht ist und 
eine theoriegeleitete Weiterentwicklung erforderlich ist. 
Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing, Bundesvorsitzende des 
Deutschen Philologenverbands (DPhV): »In Deutschland 
ist derzeit nicht gewährleistet, dass Kinder und Jugend- 
liche gut auf die digitale Welt vorbereitet werden.« 

Im schulischen Bereich zeigt sich: Trotz des Engage-
ments vieler Lehrkräfte für Medienbildung und klug digi-
tal unterstützten Unterricht überwiegen die systemi-
schen Grenzen. Empirische Befunde unterstreichen die 
Problemlage: Laut ICILS-Studie 2023 verfügen rund 40 
Prozent der Achtklässlerinnen und Achtklässler lediglich 
über grundlegende digitale Fähigkeiten. Gleichzeitig zeigt 
die JIM-Studie 2025 eine deutliche Diskrepanz zwischen 
Nutzung und Kompetenz: 84 Prozent der Jugendlichen 
nutzen KI-Anwendungen wie ChatGPT, während nur etwa 
ein Drittel sich zutraut, komplexere digitale Inhalte wie 
Deepfakes einzuordnen oder Bildrecherchen kompetent 
durchzuführen. Auch die Erwartungen der Schülerinnen 
und Schüler sind klar formuliert: 81 Prozent wünschen 
sich mehr schulische Unterstützung beim Umgang mit 
sozialen Medien (Vodafone-Stiftung). Der INSM-Bildungs-
monitor 2025 verweist zudem auf erhebliche Unter-
schiede zwischen den Bundesländern beim Stand der Di-
gitalisierung im Bildungsbereich. 

DPhV-Vorsitzende Lin-Klitzing konstatiert: »Die Defizite 
sind unübersehbar, aber es reicht eben nicht, nur stei-
gende Anforderungen zu formulieren. Es müssen im 
schulischen Bereich auch die Voraussetzungen geschaf-
fen werden, damit Lehrkräfte diesen steigenden Anforde-
rungen überhaupt gerecht werden können.« Vor diesem 
Hintergrund fordert der DPhV ein stringentes Gesamt-
konzept, das zentrale Handlungsfelder verbindlich adres-
siert: 

Erstens: In einer professionsbezogenen Lehrkräfte-
bildung muss Medienbildung Bestandteil aller Phasen der 
Lehrkräfteausbildung sein, vom Studium über den Vorbe-
reitungsdienst bis zur Fortbildung. Während die Anforde-
rungen nicht nur an digitale Kompetenzen, sondern auch 

an schulische Medienbildung kontinuierlich steigen, wur-
de jedoch die Lehrkräfteausbildung in den letzten zwanzig 
Jahren zunehmend polyvalent gestaltet und der Vorberei-
tungsdienst gekürzt. »Wer von Lehrkräften erwartet, 
komplexe digitale Kompetenzen fachlich fundiert und di-
daktisch reflektiert zu vermitteln, muss die entsprechen-
den Ausbildungsstrukturen stärken, statt sie zu kürzen«, 
so Lin-Klitzing. 

Zweitens: Der Bericht weist darauf hin, dass Medien-
bildung häufig in das Unterrichtsfach Informatik ‘abge-
schoben’ werde und dieses Fach die Erwartungen nicht 
erfülle. Dazu muss man wissen, dass die flächendecken-
de und verbindliche Einführung des Fachs Informatik als 
eigenständiges Pflichtfach mit der von der KMK empfoh-
lenen Mindeststundenzahl von sechs Wochenstunden in 
den Klassen fünf bis zehn in so gut wie keinem Bundes-
land ermöglicht wurde! Die bildungspolitische Zielvorgabe 
wird strukturell nicht erfüllt. »Wir brauchen Medienbil-
dung als Querschnittsaufgabe in jedem Fach und wir 
brauchen Informatikunterricht auf hohem Niveau«, so 
Lin-Klitzing. 

Drittens: Verlässliche strukturelle Rahmen- und Nut-
zungsbedingungen beispielsweise im Umgang mit KI sind 
eine von vielen Voraussetzungen für schulische Medien-
bildung. Der staatliche Zugang zu schulischer KI wurde 
erst Ende letzten Jahres mit dem ‘Telli-Angebot’ initiiert. 
»Lehrkräfte wollen den Wandel zu klug digital unterstütz-
tem Unterricht, umfassender Medienbildung und einem 
souveränen Umgang mit KI für ihre Schülerinnen und 
Schüler professionell unterstützen, doch um steigende 
Anforderungen zu erfüllen, braucht es allem voran die nö-
tigen Voraussetzungen: verbindliche Standards, Zeit für 
Aus- und Fortbildung sowie funktionierende IT. Aber auch 
beim Digitalpakt 2.0 zeigt sich der Widerspruch zwi-
schen Wunsch und Wirklichkeit. In der Wirklichkeit will 
das Bundesfinanzministerium den versprochenen För-
derbeginn nun vom 1. Januar 2025 auf den 1. Januar 
2026 verlegen. Damit werden ungleiche Bedingungen 
für eine kluge Digitalisierung an Schulen in den Ländern 
strukturell fortgeschrieben.« 

Gemeinsam mit der Kommission wünschen sich 
Lehrkräfte die von der Expertenkommission geforderte 
‘Struktur und Vernetzung’ für einen umfassenden Kin-
der- und Jugendschutz in der digitalen Welt, in dem 
schulische Bildung einen wesentlichen Beitrag leisten 
will. »Die schonungslose Analyse des Ist-Zustands ist 
die erste notwendige Bedingung dafür. Wir wünschen 
uns den sehr klaren Blick auf die noch defizitären Bedin-
gungen in der schulischen Bildung. Mehr noch wün-
schen wir uns, dass es anschließend für klarere Ziele 
die notwendigen Ressourcen gibt, damit Lehrkräfte ih-
ren Teil zu einem angemessenen Kinder- und Jugend-
schutz in der digitalen Welt leisten können«, appelliert 
die DPhV-Vorsitzende.

Pressemitteilung 
des DPhV vom 

6. 
Mai
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Tyrannei der Gleichheit 
Warum sinkt das Bildungsniveau in 

Deutschland kontinuierlich? Die Ant-

wort ist unbequem: Eine Gleichheits-

ideologie hat das System erfasst, die 

mehr schadet als nützt. Jeder soll alles 

erreichen können. Der ehemalige Kul-

tusminister Mathias Brodkorb und der 

Erziehungswissenschaftler Klaus Zierer 

legen eine fundierte Streitschrift vor, die 

aufzeigt, wie die Verwechslung von 

Gleichheit und Gerechtigkeit zur Bil-

dungsmisere geführt hat. Darin decken 

sie auf, wie die Politik das Bildungssys-

tem systematisch überfordert – von In-

klusion über Klimaschutz bis zur Digi-

talisierung soll die Schule alle gesell-

schaftlichen Probleme lösen. Gleichzei-

tig wird Bildungsgerechtigkeit mit Er-

gebnisgleichheit gleichgesetzt – ein 

fataler Fehler. Denn echte Gerechtigkeit 

bedeutet, jedem die bestmögliche Bil-

dung zu ermöglichen, auch wenn dies 

zu unterschiedlichen Ergebnissen führt. 

Mit analytischer Präzision zielen 

Brodkorb und Zierer auf die »blinden 

Flecken« der aktuellen Bildungspolitik: 

die Ignorierung natürlicher Begabungs-

unterschiede und die Unterschätzung 

sozialer Komplexität. Ihr Gegenentwurf: 

»Gerechte Ungleichheit« statt Gleichma-

cherei – nur so lässt sich die Bildungs-

krise überwinden. Verlagsinformation 

 
»Wer keine Leistung mehr einfordert, 
muss sich nicht wundern, wenn er keine 
mehr bekommt. Leistung einzufordern 
ist nicht nur eine Frage der gesellschaft-
lichen Vernunft, sondern auch eine des 
Respekts gegenüber jedem einzelnen 
Menschen. Es ist der Ausdruck der Über-
zeugung, dass jeder etwas Wichtiges leis-
ten und zugleich über sich hinauswach-
sen kann, obwohl alle verschieden sind. 
Es ist der Glaube an den freien Men-
schen und nicht an ein reines Opfer sei-
ner Lebensverhältnisse. Gelungene Bil-
dung zielt nicht darauf ab, Gleiche her-
vorzubringen. Sie versucht stattdessen, 
durch Bildung den Unterschieden in der 
Welt und der Würde jedes Einzelnen ge-
recht zu werden.« (S. 147) 

Das Zitat ist dem letzten Kapitel 
(»Und die Moral von der Geschicht’? Oh-
ne Leistung geht es nicht«) entnommen. 
Bemerkenswert ist daran nicht, dass die 
Erkenntnis besonders überraschend wä-
re – wer würde ihr nicht zustimmen wol-

len? –, sondern dass man sie überhaupt 
begründen oder rechtfertigen muss. Das 
wirft ein Licht auf die Verhältnisse, in de-
nen wir uns befinden (und auf die ich 
noch einmal zurückkommen werde). 

Dem Appell »Für mehr Gerechtig-
keit in Schule und Gesellschaft«, so die 
Unterzeile des Buchtitels, würden eben-
falls viele sofort zustimmen. Über den 
Weg dorthin gibt es freilich verschiede-
ne Ansichten. Leider wird in der allge-
meinen Diskussion oftmals Gerechtig-
keit mit Gleichheit verwechselt – Chan-
cengleichheit, soziale Gleichheit, … und 
so weiter. Die Autoren fordern nach-
drücklich, Gerechtigkeit und Gleichheit 
deutlich zu unterscheiden. 

Vielen von uns wohlbekannt ist das, 
was im ersten Kapitel gesagt wird – »Die 
Schule wird es schon richten – Illusio-
nen über die angebliche Reparaturan-
stalt der Gesellschaft«. Hier werden aber 
auch bereits die ersten Fehleinschätzun-
gen korrigiert, die in der Bildungsdis-
kussion immer wieder vorkommen. 

Das Kapitel ‘Vom Verlust histori-
schen Denkens – Eine kleine deutsche 
Bildungsgeschichte’ zeigt, wie Erkennt-
nisse geflissentlich ignoriert werden, 
wenn sie ideologisch nicht passen. 

Im Anschluss werden ‘Drei Denkfeh-
ler in der Gleichheitsdebatte – Das Iden-
titätsdogma, die Ergebnisillusion und 
der Kausalitätsirrtum’ aufgezeigt. 

Im Kapitel ‘Marxens Automat und 
Bourdieus Transformationsmaschine – 
Nicht das Geld regiert die Welt, sondern 
die Bildung’ werden überzeugend die 
Ergebnisse von PISA analysiert und die 
Mär vom »ungerechtesten Schulsystem 
der Welt« (nämlich dem deutschen) wi-
derlegt. 

Auf wenig Beifall bei überzeugten 
Gleichheitsideologen wird das Kapitel 
‘Der Lord Voldemort der Bildungsdebat-
te – Von der Lotterie des Lebens und 
der Gene’ stoßen. 

‘Gerechte Ungleichheit – Ohne Aner-
kennung von Anstrengung und Leistung 
keine Gerechtigkeit’ liefert eine überzeu-
gende Begründung, warum Gerechtigkeit 
nicht gleichzeitig Gleichheit bedeutet. 

Das Buch ist hochinteressant zu lesen 
und sollte Pflichtlektüre für alle sein, die 
sich mit Bildung(spolitik) befassen. 

Um noch einmal auf die Verhältnisse 
zurückzukommen, in denen wir uns be-

Mathias Brodkorb, 1977 geboren, 
freier Publizist, studierte Philosophie 
und Altgriechisch an der Universität 
Rostock und war in Mecklenburg-
Vorpommern für die SPD Abgeord-
neter des Landtages sowie Kultus- 
und Finanzminister. Zuletzt erschien 
Postkoloniale Mythen. Auf den Spuren 
eines modischen Narrativs. 
 
Klaus Zierer, 1976 geboren, ist Er-
ziehungswissenschaftler und Univer-
sitätsprofessor für Schulpädagogik 
an der Universität Augsburg, studier-
te Lehramt an Grundschulen an der 
LMU München, wo er auch promo-
viert und habilitiert wurde. Er ist As-
sociated Research Fellow an der Uni-
versity of Oxford. Zuletzt erschien 
(gemeinsam mit Harald Lesch) Gute 
Bildung sieht anders aus.

DIE AUTOREN

Mathias Brodkorb, 
Klaus Zierer: 

Tyrannei der 
Gleichheit 
Verlag: 
Matthes & 
Seitz Berlin 
Veröffentlicht: 
2026 | 192 Seiten | ISBN: 978-3-
7518-2115-5 9783751821155 | 
Preis 20,00 Euro

B U C H B E S P R E C H U N G

finden: Bezeichnend dafür ist das im Vor-
wort (S. 10f.) Geschilderte: »Ein Ge-
spräch mit einem jener Wissenschaftler, 
mit dem wir unser Manuskript diskutiert 
haben, war besonders aufschlussreich. Er 
hatte viele wertvolle Hinweise und be-
rechtigte Kritik. Dann sagte er ungefähr: 
‘Im Grunde stimme ich den Kernaussa-
gen Ihres Buches ja zu, aber Sie werden 
damit ganz schön Schwierigkeiten be-
kommen.’ Es ging dabei vor allem um die 
Illusion, ein auf Gleichheit ausgerichtetes 
Bildungssystem sei möglich und sinnvoll. 
Auf unsere Frage, ob wir ihn namentlich 
zitieren dürften, antwortete der Forscher 
sinngemäß: ‘Auf keinen Fall. Das dürfen 
Sie ganz allein durchstehen.’« 

Oder auch: Wer die Wahrheit sagt, 
braucht ein schnelles Pferd. E. O.
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Hundertmal 
‘Pro Gymnasium’ 
 
Mit der vorliegenden Ausgabe unserer 
Zeitschrift ‘Pro Gymnasium’ können wir 
ein Jubiläum feiern: Es ist die hundertste 
Ausgabe seit der Gründung des TPhV im 
Jahre 1990. 

 
Zwar enthalten die Ordner nur 95 Hefte, aber das 
liegt daran, dass in den Jahren bis 2000 mehrmals 
Ausgaben zu Doppelausgaben zusammengefasst 
wurden. 

 
Jedenfalls war dies ein Grund, die Hefte einmal wieder 
durchzublättern. Wir laden Sie auf den folgenden Sei-
ten dazu ein, mit uns einen Streifzug durch 35 Jahre 
Verbandsarbeit und Thüringer Bildungspolitik zu un-
ternehmen. Wir orientieren uns an den ‘Jubiläums-
ausgaben’. Dabei kommt manches Vergessene wieder 
ans Tageslicht, und bisweilen auch Namen, nach de-
nen inzwischen (zum Teil mit Recht) kein Hahn mehr 
kräht. 

 
Wir zitieren jeweils einen Artikel und fügen eine 
kurze Betrachtung aus heutiger Sicht hinzu.

Z U M  G U T E N  S C H L U S S
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Z U M  G U T E N  S C H L U S S

Ausgabe Nr. 1 (August 1991) 
 

Aus dem Text »Die Ziele des Thüringer 
Philologenverbandes für die nächsten Jahre« (S. 6-7),  
verfasst am 28. Juli 1991. Vier Tage später, am 1. August 1991, 
beginnt die Geschichte des Thüringer Gymnasiums: 

N icht selten ist in der jüngsten Vergangen-
heit in Verlautbarungen – auch in solchen 

des Deutschen Philologenverbandes (DPhV) – 
der Eindruck zu erkennen, daß die Lehrerinnen 

und Lehrer in den neuen 
Bundesländern eben 
»die aus dem Osten« 
sind, unkritisch, hörig 
gewesen einer kommu-
nistischen Partei, un-
zureichend für den 
höheren Dienst aus-
gebildet, festgelegt 
auf restriktive Lehr-
methoden, kurzum 
einfach unfähig für 
freiheitlich-demokra-
tische Erziehung.  
Wie falsch eine 
solche – wie jede 
pauschalisieren-

de – Einschätzung ist, kann nur der-
/diejenige ermessen, der die Schulverhältnisse 
im Beitrittsgebiet etwas detaillierter kennt.  
Natürlich hat es LehrerInnen – vor allem Leiter 
und Parteifunktionäre – gegeben, denen persönli-
che Vorteile, Karrieredenken und politische Unifor-
mierung wichtiger waren als Gerechtigkeit und 
Anerkennung der Würde und Individualität von Mit-
menschen. Natürlich hat es LehrerInnen gegeben, 
die selbst erst in dem isolationistischen, uniformie-
renden Schulsystem aufgewachsen, kaum die 
Möglichkeiten hatten, sich kritisch mit den doktri-
nären Lehrauffassungen der »realsozialistischen 
Schule« auseinanderzusetze. Für sie ist die Neuori-
entierung und das Hinzulernen fachlicher, didakti-
scher und pädagogischer Sachverhalte und Er-
kenntnisse die momentan entscheidende Aufgabe, 
ja sie ist schon im Gange und kann bewältigt wer-
den. Es hat aber auch LehrerInnen gegeben, die 
sich nicht angepaßt haben, die ideologiefrei unter-
richtet und erzogen haben, die fachwissenschaft-
lich fundiert hohe fachliche Leistungen gefordert 
und auch erzielt haben, LehrerInnen, die wegen ih-
rer Nonkonformität auch psychische Belastungen, 
Pressionen, Bevormundungen bis hin zu massiven 
materiellen Benachteiligungen in Kauf genommen 
haben.  
Diese differenzierte Sicht der Lehrerschaft in 
Thüringen (und darüber hinaus) kann nur aus 
konkreten und individuellen Situationen gewonnen 
werden.  
Aufgabe des TPhV in diesem Zusammenhang 
muß es deshalb sein, Begegnungen mit Lehrer 
Innen aus den alten Bundesländern zum Entge-
genwirken gegen pauschalisierende Negativein-
schätzung zu nutzen.  

 
Vor 35 Jahren! Der Minister-

präsident hieß Josef Duchac, die Kultusmi-
nisterin Christine Lieberknecht (beide CDU). Wir stel-

len fest: Wie im Grunde genommen allen Berufsgruppen, so 
schlug auch den Thüringer Lehrern in der allgemeinen Diskussion 

in den westlichen Bundesländern Misstrauen entgegen. Was die Ver-
bandsarbeit anbelangt, hatte es damit aber schnell ein Ende. Der Deutsche 

Philologenverband und der Hessische Philologenverband haben uns auch und 
gerade in den schweren Anfangsjahren in den 1990er Jahren viel geholfen. Ohne 

diese Unterstützung stünden wir mit Sicherheit nicht da, wo wir heute stehen.  
In den 2000er Jahren wurden dann mit unserem damaligen Vorsitzenden Ralf- 
Gerhard Köthe und dem Vertreter der Jungen Philologen Sven Luther zwei Thüringer 
Philologen in den jeweiligen Bundesvorstand gewählt.  
Mit Anerkennung der Leistung der Lehrer in den östlichen Bundesländern tat sich ins-
gesamt nur die Politik schwer. Es dauerte bis zum 1. Januar 2010, bis endlich die hun-
dert Prozent geleistete Arbeit auch zu hundert Prozent bezahlt wurde. 1991, als der 
schwierige Aufbau des komplett umgestalteten Gymnasiums begann, erhielten die 
Lehrkräfte in den östlichen Bundesländern gerade 60 Prozent des Westtarifs! 

Setzt man die Prozentwerte von 1991 bis 2009 in Relation zu den 100 Prozent 
Westtarif, ergeben sich im Durchschnitt 86,07 Prozent. Man könnte es 

auch so ausdrücken: Die Kollegen in Thüringen haben – rechnerisch gese-
hen – in dieser Zeit zwei Jahre, vier Monate und 22 Tage nicht be-

zahlt bekommen. Rechnen Sie sich das mal in Rentenansprüche 
um. Und es hört nie auf: Thüringer Beamte sollen nun erst 

frühestens mit 63 in Pension gehen dürfen. 
In Niedersachsen können sie dies be-

reits mit 60 Jahren. 

Dazu bieten sich Gelegenheiten in:  

     der Mitarbeit in Gremien 
und Ausschüssen des DPhV, 

     diesbezüglichen schriftlichen Meinungs- 
äußerungen (beispielsweise auch in 
»die höhere schule« 

     persönlichen Begegnungen mit anderen 
Landesverbänden des DPhV, die der TPhV 
für die nächste Zeit ins Auge fassen muß. 
 

Zu der Abwehr von Pauschalverurteilungen ge-
hört der Versuch der objektiven Darstellung der 
Erfahrungen und Potenzen, die sich aus dem 
Anschluß an die Lernbedingungen der EOS und 
POS der früheren DDR ergeben:  

     Die EOS erreichten eine vergleichsweise hohe 
Leistungsdichte, weil in ihnen nur Schüler in 
der Größenordnung von 10 Prozent eines 
Schuljahrganges zusammengefaßt waren. 
Unabhängig von der Rechtfertigung der da-
maligen Auswahlkriterien gehörten doch die 
EOS-Schüler zu den leistungsfähigsten des  
eweiligen Jahrganges. 

     Angesichts der starken Betonung des mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen Unterrichts 
mit entsprechend hohen Anzahlen von Unter-
richtsfächern erreichten die EOS einen Aus-
bildungsstand, der den Vergleich mit den 
westdeutschen Gymnasien nicht zu fürchten 
braucht. Im TPhV sind deshalb Überlegungen 

nötig, wie bei veränderter Stundentafel trotz-
dem an der Tradition hoher Leistungen im 
mathematisch-naturwissenschaftlichen Un-
terricht angeknüpft werden kann. Mit zuneh-
mender Hinwendung zum Kursunterricht in 
der gymnasialen Oberstufe wird man sich 
von der Idee des einheitlichen Bildungsniveaus 
»für alle« trennen und über den Begriff der 
Allgemeinbildung neu nachdenken müssen. 

     Aus den eben genannten Gründen traten in 
den POS und EOS Probleme und Schwächen 
im kommunikativen Bereich der Sprach-
beherrschung auf, deren zunehmende Über-
windung ebenfalls in den Rahmen der Neu-
bestimmung der Allgemeinbildung gehören. 

     Schließlich wird der Neueinstieg in die Unter-
richtsfächer des gesellschaftswissenschaftli-
chen Bereichs einschließlich Religion und 
Ethik wohl zu den umfangreichsten Auseinan-
dersetzungen mit der Vergangenheit führen, 
sowohl bei den LehrerInnen und SchülerInnen 
als auch bei den Eltern und in der Öffentlich-
keit.  

Vor den Mitgliedern des Philologenverbandes ste-
hen also große Aufgaben, einerseits in beruflicher 
Hinsicht, andererseits in der Verbandstätigkeit, 
Aufgaben, die nicht nur vom Landesvorstand ge-
löst und in Angriff genommen werden können, 
sondern die Initiative und Einsatz insbesondere auch 
in den Orts- und Regionalverbänden benötigen.

^
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Ausgabe Nr. 10 (Oktober 1994) 
 

Neues Oberstufenkonzept oder Hochschuleingangs 
prüfung? – Qualität und Aussagekraft des Abiturs ist 
gefragt – (S. 18f. – aus den Vorschlägen des Deutschen 
Philologenverbandes für eine Weiterentwicklung der 
Oberstufe des Gymnasiums) 

Z U M  G U T E N  S C H L U S S

O bgleich inzwischen rund 20 Prozent der Hochschulberechtigten ihr Zu-
gangszertifikat nicht mehr über das Gymnasium erworben haben, was die 

Frage nach der Gleichwertigkeit stärker denn je aufwirft, richtet sich der Blick 
auf das Gymnasium als der nach wie vor klassischen Institution zur Vergabe des 
Abiturs. Denn das gymnasiale Abitur hat sinnvollerweise eine Leitfunktion für die 
Vergabe der Hochschulzugangsberechtigung. 

 
Da wundert es nicht, wenn der Anstieg der Zahl der Hoch-
schulzugangsberechtigten bei gleichzeitiger Zunahme der 
Zahl der für ein Studium offensichtlich nicht Befähigten das 
Abitur in Mißkredit bringt. Laut und vernehmlich wird inzwi-
schen die These vertreten, das Abitur sei heute nicht mehr 
ein verläßlicher Nachweis einer tatsächlichen allgemeinen 
Studienbefähigung. Folglich reichte es als Zugangsberechti-
gung zur Hochschule nicht mehr aus; die Hochschulen 
müßten vielmehr selbst über die Zulassung entscheiden 
dürfen. Kernbestandteil solcher Vorstellungen ist die For-
derung nach Einführung von Hochschuleingangsprüfun-
gen durch die Hochschulen selbst, die insbesondere aus 
Hochschulkreisen, aber auch von starken Kräften in der 
Politik immer wieder vorgetragen wird. 
Hinter solchen Forderungen steht nicht nur 
ein großes Mißtrauen in die Qualität des 

derzeitigen Abiturs, erkennbar ist zugleich die 
mindestens ebenso tiefe Skepsis, daß das Abiturzeugnis 
jemals wieder seine alte Aussagekraft zurück- 
gewinnen könnte. […] 

 
Der Deutsche Philologenverband, der stets am 
Abitur als der Eingangsvoraussetzung für alle 
Studienfächer festgehalten hat, sieht sich 
hier in einer besonderen Verantwortung 
für den Erhalt einer breiten und vertieften 
Allgemeinbildung, die mit dem Abitur un-
trennbar verbunden sein muß. Deshalb gilt 
es, ungeachtet verständlicher fachspezifi-
scher Einzelwünsche, ein Bildungskonzept 
des Gymnasiums zu vertreten, das das Abi-
tur als Nachweis einer breiten und vertieften 
Bildung und einer allgemeinen Studien- 
befähigung sichert. 

 
Die Erfahrungen mit dem Konzept der dreijähri-
gen differenzierten gymnasialen Oberstufe des Jah-
res 1972 haben gezeigt, daß Differenzierung und 
Schwerpunktbildung allein breite und vertiefte Allgemein-
bildung nicht sicherstellen können. Deshalb ist es an der 
Zeit, die bisherige gymnasiale Oberstufe weiterzuentwickeln und 
jenen Fächern wieder mehr Bedeutung zukommen zu lassen, die nach 
allen Erfahrungen und den Aussagen und Erwartungen der Hochschulprofes-
soren der verschiedensten Studienfächer Kernfächer für jedes Hochschulstu-
dium sind. Dazu gehören die Muttersprache Deutsch, Mathematik, mindes-
tens zwei Fremdsprachen, Geschichte, eine Naturwissenschaft, Religion (oder 
ein Ersatzfach Philosophie/Ethik), ein musisches Fach sowie Sport. Diese 
Kernfächer müssen wieder Pflichtfächer werden und auch in der Abiturprü-
fung wieder die entscheidende Rolle spielen.

 
An diesem Text ist bemer-

kenswert, dass man im Rückblick – wie 
so oft – feststellt: Das Leben heute wäre viel 

schöner, wenn man nur die damals beklagten Probleme 
hätte. Gerade wir Thüringer müssen uns dabei an die eigene 

Nase fassen, wenn wir die heute erzielten fabelhaften Abiturno-
ten kritisch mit dem täglich wahrgenommenen Leistungsvermögen 

der Abiturienten vergleichen.  
1994, als die Ausgabe Nr. 10 erschien, war erstmals die Abiturprüfung 
nach der neuen Prüfungsordnung (mit Kurssystem) abgelegt worden. In 
Bezug auf die Weiterentwicklung der gymnasialen Oberstufe waren die 
Thüringer Landesregierungen verschiedener politischer Farben in den 
nun folgenden 32 Jahren besonders gründlich. Wenn die Zahl der Verän-
derungen nur auch ein Gradmesser für Qualität wäre! – Veränderun-
gen gab es auch in der Politik: Seit 1992 hieß der Ministerpräsident 

Bernhard Vogel, der Kultusminister Dieter Althaus (beide CDU).  
Ein Kollege aus der Schulleitung sagte ungefähr zu der Zeit: 

»Das braucht jetzt einige Jahre, die Strukturen aufzu-
bauen. Und danach kümmern wir uns um die In-

halte.« Für Letzteres war aber in all den 
vielen Jahren eigentlich nie 

Zeit.
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Z U M  G U T E N  S C H L U S S

Ausgabe Nr. 20 (August 1999) 
 

‘Zeitgeist’ (S. 19) 

B ildung als Megathema der Nation proklamierte Roman Herzog einst und wieder-
holte mehrfach die Aufforderung, stärker über Bildung nachzudenken und mehr 

für Bildung zu tun.  
Eine »neue Kultur der Anstrengung« forderte die Kultusministerkonferenz, auch vor 
dem Hintergrund der TIMS-Studie.  

Was spüren wir davon in unseren Gymnasien? Versucht man, die 
Verstärkung der literarischen Bildung am Gymnasium zu thematisie-
ren, stößt man schnell an Grenzen. Auch mit Ablehnung kann man 
konfrontiert werden. Die Akzeptanz von Literatur als einem Kern 
gymnasialer Bildung ist geeignet, einen zu betrüben.  
Bundespräsident Roman Herzog plädierte erneut für literarische 
Bildung, diesmal bei der Eröffnung der Veranstaltungen in Weimar 
als »Kulturhauptstadt Europas«. Danach mußte er sich deshalb 
von einer großen deutschen Tageszeitung mit einem pensionier-
ten Bahnwärter vergleichen lassen, der mit einem Fähnchen 
winkt, während ein Zug, der Zug der Zeit, vorbeirast. Es ist un-
wahrscheinlich, daß der Autor des Vergleichs diese Situation 
bedauert, eher spottet er des Bundespräsidenten.  
Dieser Zug der Zeit, der literarische Bildung nicht nötig hat, 
wo fährt der hin? Gleich durch bis nach Analpha- 
betistan oder nur in die literarische Wüste?  

»Kultur und Zivilisation sind niemals ein für 
allemal fester Besitz. Sie müssen von jedem einzelnen, von jeder 
Generation immer wieder aufs neue errungen werden. Dazu 
gehört, daß man seine eigene Tradition kennt.« (Bundespräsi-
dent Herzog in Weimar)  
Schwer vorstellbar, daß der Bundespräsident mit solchen 
Äußerungen Reaktionen hervorruft, die nicht zustimmend 
sind – aber so geschehen.  
Keine Übertreibungen. Es gibt auch heute ein Publikum 
unterschiedlichen Alters, das liest. Also sind auch unter 
Gymnasiasten immer wieder Leser zu finden.  
Aber der Zeitgeist pfeift. Die Nichtleser entwickeln ein 
Selbstbewußtsein, das man erstaunt zur Kenntnis nimmt. 
Die neue Qualität ist, daß sich literarische Unbildung traut! 
Wer nicht liest, aus Mangel an Verstand oder an Zeit, be-
kennt dies mit einem fröhlichen Lächeln und hat gar kein Pro-
blem damit. Es ist doch sowieso viel vernünftiger, sich mit Wind-
ows zu befassen als mit dem verstaubten Goethe, nicht wahr.  
Lamentieren ist kontraproduktiv. Wie kann man gegensteuern, auf aus-
geglichene Allgemeinbildung hinwirken? In Thüringen haben wir durch den 
reichlichen Anteil des Faches Deutsch an der Stundentafel gute Voraussetzungen. 
Auch die Ausstattung des Faches mit jeweils vier oder sechs Stunden pro Woche in der 
Kursstufe kommt literarischer Bildung entgegen.  
Fördernd allerdings wäre ein Disput über einen Lesekanon. Für Leser erübrigt er sich, 
unter Lesern stellt sich ein Kanon meist selbst her. Das hat zu vielen Zeiten funktio-
niert. Aber wieviel literarische Bildung brauchen die anderen Abiturienten, jene, deren 
Interessen in andere Richtungen gehen oder deren Elternhäuser frei von Bücherrega-
len sind? […]

 
Zum Zeitpunkt des 

Erscheinens dieses Textes 
hatte die TIMS-Studie die 

Bildungspolitik erstmals aufge-
schreckt. Der ‘PISA-Schock’ allerdings 

stand noch bevor, wobei deutlich werden 
sollte, dass es in Deutschland auch um 
die Lesekompetenz denkbar schlecht be-
stellt war.  
PISA liegt nun auch schon wieder ein Vier-
teljahrhundert zurück. Die Probleme im 
Lesen aber sind geblieben. Vieles ande-
re im Text Angesprochene auch. 

Sollte es ein Trost sein, dass es 
in unserer Zeit rascher Verän-

derungen auch gewisse 
Konstanten gibt?
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Ausgabe Nr. 25 (Februar 2001) 
 

‘Pro Gymnasium’ 1/2001 – Reaktionen (S. 10) 
 

Der Text nimmt Bezug auf mündliche und schriftliche Rückmeldungen zu der vorherigen Ausgabe 3/2000. 

Z U M  G U T E N  S C H L U S S

Deprimierende Lektüre – Eine Kollegin teilte uns mit, dass sie 
die Zeitung an einem Abend durchgelesen habe und 
danach stundenlang nicht habe einschlafen können, 
so deprimierend sei der Inhalt gewesen. Das war na-
türlich nicht unsere Absicht. 

 
Ein anderer Kollege rief noch am Abend an und 
äußerte sich lobend, »endlich bekomme man einmal 
zu lesen, wie es wirklich ist«. 

 
Genau darin liegt das Problem: Wir würden gern mehr 
Positives bringen […] – aber in der Thüringer Bildungs-
politik zeigt sich immer offenkundiger ein Bruch zwi-
schen Administration und Innovation. Das Problem sind 
dabei nicht fehlendes Engagement, Ideenlosigkeit und un-
zureichendes Berufsethos der Gymnasiallehrer. Es be-
steht vielmehr in einer Konzeptionslosigkeit hinsichtlich 
der Richtlinienkompetenz, die ein Kultusminister, angefan-
gen von der Personalpolitik bis zu einer koordinierten In-
haltsdiskussion wahrzunehmen hätte. So bleibt es die wenig 
erfreuliche Aufgabe des Philologenverbandes, auf die Kernprobleme hinzu-
weisen, die Schule in Thüringen der Bewertung von Dietrich Schwanitz nä-
her bringen. Er drückte sich sehr deutlich aus, als er schrieb […]: »Kurzum, 
die Schulen sind in einem so jämmerlichen Zustand, dass das Elend völlig 
unbekannt bleibt, weil sein Ausmaß unglaublich ist.« 

 
TPhV leistet »Fluchthilfe«? – […] Von verschiedener Seite wurde Kritik geäu-

ßert, dass der TPhV die Abwanderung von Kollegen in andere (»alte«) Bun-
desländer auch noch unterstütze und damit für die Verschärfung der per-
sonellen Situation an den Thüringer Gymnasien mitverantwortlich sei. 
In diesem Zusammenhang wurde auch der Hinweis kritisiert, die 
Thüringer BUAG-Vertreter würden entsprechende Auskünfte er-
teilen […]. Dazu ist Folgendes zu sagen: 

 
Kollegen – auch und gerade ältere –, die sich zu einem 
Wechsel zum Beispiel nach Hessen entschließen, tun 
dies nicht aus »Spaß an der Freud«, sondern weil sie 
entweder nicht über Kündigungsschutz verfügen, oder 
weil sie ganz einfach endlich für ihre Arbeit angemes-
sen entlohnt werden wollen. 

 
Dabei ist nicht einmal unbedingt das oft zitierte 
»Westgehalt« entscheidend, aber dazu an anderer 
Stelle in dieser Ausgabe mehr. Und selbst wenn es 
so wäre: Wenn im TKM nur auf das Geld geschaut 
wird anstatt auf Inhalte, dann darf man sich nicht 
wundern, wenn die Thüringer Lehrer dies irgend-
wann auch tun. 

 
Die jungen Kollegen, die nach 1998 eingestellt wur-
den, haben keinen Kündigungsschutz, obwohl sie zu 
»Floating-Bedingungen« arbeiten. Im Falle einer Sozial-
auswahl haben sie aufgrund ihrer kurzen Dienstzeit und 
ihrer Jugend ganz schlechte Karten. Hier könnte das 
Kultusministerium rasch Abhilfe schaffen, indem es für die 
Kollegen Rechtssicherheit schafft. Solange dies nicht geschieht, 
darf man sich nicht wundern, wenn sich die Jüngeren anderweitig 
orientieren. Die BUAG-Vertreter sind jedenfalls für diese Kollegen da. 
Die momentan im TKM geübte Praxis, wechselwilligen Kollegen die Frei-
gabeerklärung zu verweigern, ist nach Auffassung des TPhV rechtlich nicht 
haltbar. Immerhin gilt das Prinzip der Freizügigkeit auch für Thüringen. 

 
Der TPhV lässt deshalb über seine Rechtsvertretung beim Deutschen Be-
amtenbund in Berlin zurzeit prüfen, ob die Verfahrensweise des TKM recht-
mäßig ist. 

 
Der TPhV ist sich bewusst, dass die Leidtragenden einer 
massiven Abwanderung diejenigen sind, die am wenigsten 
für die aktuelle Misere können, nämlich die Schüler. 

 
Auf der anderen Seite kann man es den Kollegen ohne 
Kündigungsschutz nicht verdenken, wenn ihnen das 
Hemd näher ist als der Rock. Und dass zum Beispiel die 
GEW in Sachsen-Anhalt abwanderungswillige Kollegen 
in die Nähe von Deserteuren rückt (Erziehung und 
Wissenschaft 01/2001, dort auch: »Go West! Es 
ist Kapitalismus und die Fleischtöpfe winken«), ist 
erst recht kontraproduktiv. 

 
Bleibt nur zu hoffen, dass bald der absoluten Mehr-
heit im Land klar wird, dass Eigenschaften wie Bo-
denständigkeit, Loyalität, ein im Berufsleben erwor-
benes Verantwortungsbewusstsein, ihre Träger 
unwiderruflich ins Gegenteil verändern, wenn diese 

ausgenutzt werden und sie sich dadurch verhöhnt fühlen müssen. 
 

Oder, lax formuliert, dass in der Thüringer Bildungspolitik »ein oder zwei 
Dinge momentan gewaltig schief laufen«.

 
Die Landtagswahl 1999 hatte 

der CDU die absolute Mehrheit beschert. Kul-
tusminister Dieter Althaus war durch Michael Krapp 

abgelöst worden. Wir setzten damals große Hoffnungen da-
rauf, die Verbeamtung aller Lehrkräfte, die dies wünschten, ermögli-

chen zu können, nachdem dies in der 1994 bis 1999 regierenden Koaliti-
on von CDU und SPD nicht möglich gewesen war. Und außerdem, wie es weiter 

oben schon stand: Es war einmal, dass man dachte, sich endlich auch um Inhalte 
kümmern zu können. Stattdessen fand man sich zu Beginn der 2000er Jahre in einer 

unerfreulichen Auseinandersetzung um Zwangsteilzeit und Bedarfskündigungen wie-
der, die von politischer Seite mit großer Härte geführt wurde. Was die Verantwortlichen 

in der Politik damals übersahen: In den westlichen Bundesländern stieg der Lehrerbedarf, 
so dass ein Umzug von Thüringen nach Hessen oder Niedersachsen für manch einen inte-
ressant wurde, namentlich, wenn er oder sie auch noch ein Mangelfach unterrichtete.  
Dem Verfasser sind allein vier Kolleginnen und Kollegen persönlich bekannt, die damals Thü-
ringen verließen. Genaue Zahlen sind nicht greifbar, aber allein die Vorstellung, jedes Thürin-
ger Gymnasium könnte heute nur eine/n Lehrer/in mehr haben, wenn man sie damals nicht 
vergrault hätte, sollte den damals Verantwortlichen jetzt noch die Schamröte ins Gesicht 
treiben.  

Umso bemerkenswerter, dass man heute wieder dabei ist, die Fehler von damals zu 
wiederholen: Im Grundschulbereich stehen 2026 so viele gut ausgebildete junge 

Kolleginnen und Kollegen zur Verfügung, dass man darüber nachdenken könn-
te, das Personal an den Schulen so aufzustocken, dass etwa auch Lehrer-

teams – in anderen Ländern Europas Standard – eingesetzt werden 
können. Die dafür nötige Investition muss es einem freilich 

auch wert sein. Stattdessen scheint es wieder darauf 
hinauszulaufen, dass junge Kollegen ihr Glück 

anderswo versuchen (müssen).
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Z U M  G U T E N  S C H L U S S

Ausgabe Nr. 30 (Februar 2003) 

 

»Aus der AG für frauenpolitische Fragen« (S. 9) 

E rster »Jungenbeauftragter« Deutschlands – Der Sozial-
pädagoge Klaus Schwarzer – der seinen Nachnamen 

nur zufällig mit der Galionsfigur des deutschen Feminismus 
teilt – ist »Jungenbeauftragter« der bayerischen Landes-
hauptstadt.  

     Jungen sind für das 
schlechte Ergebnis bei der 
PISA-Studie verantwortlich.  

     Jungen bleiben doppelt so 
oft sitzen wie die Mädchen.  

     Jungen fliegen doppelt so 
oft vom Gymnasium.  

     Jungen langen doppelt so 
oft auf einer Sonderschule.  

     Jungen machen nur 46 Pro-
zent der Abiturienten aus.  

     Jungen schließen beim Abitur 
im Schnitt um fast eine Note 
schlechter ab als die Mädchen.  

     Jungen stellen 72 Prozent der 
Abgänger ohne Hauptschulabschluss.  

     Jungen stellen zwei Drittel der Klientel von Jugendpsycho-
logen und Erziehungsberatern.  

     Auf sechs bis neun Jungen, die wegen einer Aufmerksam-
keitsdefizit- und Hyperaktivitätsstörung (ADHS) behandelt 
werden müssen, kommt nur ein Mädchen.  

     95 Prozent der verhaltensgestörten Kinder 
sind männlichen Geschlechts. 

 
Das gibt Anlass zur Sorge um das 
männliche Geschlecht. Nach jahr-
zehntelangen Bemühungen, die 
Mädchen zu fördern, stellt man 
schließlich fest, dass die Jungen 
dabei vernachlässigt wurden. 
Ein Ansatz für ‘Gender 
Mainstreaming’!

 
Die Stadt München 

hat heute noch einen Jungen-
beauftragten. Damit steht sie bun-

desweit aber weiter allein auf weiter 
Flur. Vereinzelt gibt es allenfalls Kinder- 

beauftragte.  
Viele von den geschilderten Problemen mit 
Jungen können sicher viele von uns heute 

noch aus der täglichen Erfahrung be-
stätigen. Da ist es auch kein Trost, 

dass die Mädchen hierbei 
allmählich aufholen.



Ausgabe Nr. 40 (Juni 2006) 
 
‘Blickwinkel’ (Leitartikel S. 3) 
Analyse der für den TPhV sehr erfolgreichen Personalratswahlen 

Z U M  G U T E N  S C H L U S S
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O ffensichtlich ist das Bewusstsein gewachsen, dass 
die eigene Schulart besondere Bedingungen benötigt, 

um die ständig wachsenden Anforderungen an die Tätigkeit 
durch geeignete Rahmenbedingungen zu untersetzen, be-
ziehungsweise den Versuchen, Verschlechterungen in der 
Vergütung – wie bei den Sonderzahlungen – als Maßnahmen 
sozialer Ausgewogenheit zu verkaufen, entgegenzuwirken. […]  
Die Umverteilung im Vergütungssystem zu Lasten von Ein-
kommensgruppen im Gymnasialbereich ist längst im Gange. 
Unterrichtsverpflichtungen wurden unter dem Stichwort der 
Harmonisierung erhöht. In den Tarifvereinbarungen werden 
durch die unterschiedlichen prozentualen Abstufungen bei den 
Sondervergütungen und der Überführung der Vergütungsgruppen in den Tarifvertrag Län-
der Einbußen in der Zukunft an der Tagesordnung sein. Besonders unattraktiv werden 
künftig höherwertige Tätigkeiten wie Schulleitungsaufgaben sein. Je komplexer und verant-
wortungsvoller die Aufgaben, desto größer der nominelle und ideelle Verlust in Form erhal-
tener Vergütung.  
Das gegliederte Schulwesen ist leistungsfähig und in der Lage, den Anforderungen an eine 
moderne Bildung gerecht zu werden. Stereotype Angriffe auf eine Förderung durch Diffe-
renzierung mit den Behauptungen, heterogene Lerngruppen seien effizienter, die PISA-Er-

gebnisse hätten den Nachweis der Überlegenheit von Einheitsschulsyste-
men erbracht, die Anschlussfähigkeit innerhalb des gegliederten 

Bildungssystems sei nicht gegeben oder unzureichende Inte-
grationsleistungen desselben seien die Ursachen für Mi-

grationsprobleme, sind nicht nur unbewiesen, sondern 
falsch. Statt die Kraft in ideologische Diskussionen 

zu lenken, sollten wir gemeinsam die Ausgestal-
tung der bestehenden Möglichkeiten vorantrei-
ben. Das setzt natürlich voraus, Unterschiede 
in den Zielstellungen der Ausbildung und den 
Rahmenbedingungen anzuerkennen und im 
schulischen Alltag zu realisieren. »Wirklich 
messbare und dauerhafte Lernerfolge hän-
gen nach meiner festen Überzeugung in ers-
ter Linie von Parametern ab, die in den Fach-

kenntnissen, den grundlegenden pädagogi-
schen Fertigkeiten und nicht zuletzt in der 

Persönlichkeit der Lehrerin oder des Lehrers 
begründet sind.« Viel wäre gewonnen, wenn dieser 

Satz eines Fachlehrers ohne Vorbemerkungen und 
Rechtfertigungen für die Reihenfolge der Aufzählung 

allgemeine Zustimmung finden würde.

 
Bei der Landtagswahl 

2004 hatte die CDU die absolute 
Mehrheit knapp verteidigt. Ministerpräsi-

dent war seit 2003 Dieter Althaus, Kultusminis-
ter seit 2004 Jens Goebel (der 2008 durch Bern-

ward Müller abgelöst wurde). Als der zitierte Text 
erschien, war die Thüringer Gemeinschaftsschule noch 

Zukunftsmusik, ebenso die systematische Benachteiligung 
des Gymnasiums gegenüber der neuen Schulart in den 
2010er Jahren.  
Benachteiligt wurden damals jedoch die Kolleginnen und 
Kollegen an den Gymnasien: Anders als in vielen anderen 

Bundesländern gab es auch im zweiten Jahrzehnt 
der deutschen Einheit keine Möglichkeit einer 

Beförderung oder Höhergruppierung. Das 
Thema sollte in den folgenden Jah-

ren aber aktuell werden.
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